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„Zur Demokratie gehört [ . . . ] die Anerkennung 
des Satzes, daß Recht  vor Macht  geht, und ich 
glaube und möchte behaupten, daß ein Staat sich 
heute nur dann als volldemokratisch bezeichnen 
kann, wenn er diesem Prinzip [ . . . ] Ausdruck 
gibt." 

Carlo  Schmid 1 

Einführung 

I . Problemaufriß und Untersuchungsgegenstand 

1. Demokratie ist als Staats- und Regierungsform eines säkular-pluralisti-
schen Gemeinwesens ohne Alternative. Diese Aussage kann als Axiom eines 
auf Individualismus und Rationalismus gegründeten, politisch-verfassungs-
theoretischen common sense gelten. Die Alternativlosigkeit der Demokratie 
als dem Form- und Verfahrensgrundsatz  staatlicher Herrschaftsausübung hat 
sich mit dem Grundgesetz auch im Verfassungsrecht  Bahn gebrochen. Das 
demokratische Prinzip stellt eines der Gravitationszentren des Bonner Grund-
gesetzes dar, welches als geglückte Verfassung „nichts anderes als die in 
Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung der Freiheit eines [ergänze: und 
zwar des deutschen] Volkes" ist.2 

Nicht minder selbstverständlich und gemeinplätzig ist die Erkenntnis, daß 
- in stärkerem Maße als jede andere Staatsform auf deutschem Boden zuvor -
die freiheitliche, grundgesetzliche Demokratie nicht aus sich heraus lebensfä-
hig, sondern auf Gemeinwohl-Leistungen der pluralistischen Industriegesell-
schaft angewiesen ist, auf Gemeinwohl-Leistungen also, deren sie bedarf,  um 
glücken zu können, die aber ihrer eigenen Disposition entzogen sind.3 In span-
nungsvollem Gegenüber präsentieren sich der umfassende Auftrag des demo-
kratischen Staates zu Gemeinwohlförderung  und Gemeinwohlpflege auf der 
einen und die - namentlich grundrechtlich - beschränkten Befugnisse des 
demokratisch verfaßten Staates zur Hervorbringung und inhaltlichen Fixie-

1 In: Parlamentarischer Rat, Plenum, 2. Sitzung vom 8. September 1948, Sten.Ber., 
S. 15. 

2 So C. Schmid,  in: Parlamentarischer Rat, Plenum, 2. Sitzung vom 8. September 
1948, Sten.Ber., S.8. 

3 Grundlegend dazu: E.-W.  Böckenförde,  Die verfassungstheoretische  Unterschei-
dung von Staat und Gesellschaft als Bedingung der individuellen Freiheit, 1973; J. Isen-
see, Der Staat 20 (1981), 161 ff. 
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rung des Gemeinwohles auf der anderen Seite. Im wesentlichen sind es -
neben den Individuen - die gesellschaftsmächtigen Gruppen und Verbände, 
die in Wahrnehmung grundrechtlich unterfangener  Gemeinwohl-„Kompeten-
zen" dem staatlichen Gemeinwesen die erforderlichen  Gemeinwohl-Leistun-
gen zuführen. 

Der solchermaßen hergestellte Nexus von Existenzvoraussetzung und 
Gesellschaftsbedürftigkeit  der grundgesetzlichen Demokratie als das Ergebnis 
einer verfassungstheoretischen  Realanalyse wirft  jedoch die Frage des richti-
gen, das heißt unter verfassungsdogmatischen Aspekten: des zulässigen 
Maßes an gesellschaftlich-pluralistischer  Einwirkung auf den demokratischen 
Staat auf. Sowenig zu bestreiten ist, daß die Demokratie des Grundgesetzes 
der gesellschaftlich-pluralistischen Kooperation bedarf,  so sehr stellt sich die 
Frage, wo die Grenzen einer derartigen Kooperation von Verfassungs wegen 
zu ziehen sind. Anders gewendet: wo die politisch notwendige und verfas-
sungsrechtlich zulässige Annäherung von demokratischem Staat und plurali-
stischer Gesellschaft in die politisch verheerende und verfassungswidrige 
Erdrosselung staatlich-demokratischer Ordnung umschlägt. Die Mahnung, 
der aufgeworfenen  Frage mit dem notwendigen Ernst zu begegnen, kann 
daher nicht eindringlicher sein: 

„Demokratie und demokratischen Pluralismus mit einem irgendwie gearte-
ten Herrschaftskombinat  von Staat und Verbänden zu verwechseln, führt  [ . . . ] 
auf einen Irrweg, den sich eine freiheitlich-parlamentarische  Demokratie nicht 
erlauben kann, will sie sich nicht selbst aufgeben."4 

2. Die Frage des rechten Maßes gesellschaftlicher Einwirkung auf den Staat 
aktualisiert sich in zugespitztem Maße bezüglich jener institutionalisierten 
Formen von bis zur Mit-Entscheidung verdichtetem Gruppen- und Verbands-
einfluß auf staatliche Herrschaftsausübung,  die hier unter dem Begriff  der 
Kondominialverwaltung 5 zusammengefaßt werden sollen. Dabei handelt es 
sich um die herkömmlicherweise sogenannten (gruppen-)pluralistischen Ent-
scheidungsgremien6, staatlich-administrative Organisations- und Funktions-
einheiten also, die jeweils sowohl mit staatlichen Funktionsträgern als auch 
mit nichtstaatlichen, gruppenpluralistisch rekrutierten Gremiumsmitgliedern 
besetzt sind und denen Entscheidungs-, nicht lediglich Beratungs-, Anhö-
rungs- oder Anregungsbefugnisse zur weisungsfreien Wahrnehmung zugewie-
sen sind. Charakteristika kondominialer Funktionseinheiten sind demnach 
organisatorische Eingliederung in die Staatsverwaltung, kollegiale Organisa-
tions- und Willensbildungsstrukturen, weisungsfreie administrative Entschei-

4 So H. H. Rupp, in: Macht und ökonomisches Gesetz, 1973, S. 1251 (1262f.). 
5 Zur näheren Bestimmung des Begriffs  der Kondominialverwaltung siehe unten 

Kap. 1 bei Fußn. 202ff. 
6 Zum Begriff  pluralistischer Entscheidungsgremien siehe E. Schreyer,  Pluralistische 

Entscheidungsgremien, 1982, S. 14ff. 
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dungstätigkeit und gemischte, staatlich-gruppenpluralistische personelle 
Zusammensetzung. 

Die Kondominialverwaltung ermöglicht gesellschaftlichen Gruppen und 
Verbänden ein Höchstmaß an Einflußnahme auf die Ausübung von Staatsge-
walt, ohne daß jedoch die staatsinternen, insbesondere die parlamentarischen 
und innerexekutiven Steuerungs-, Kontroll- und Verantwortungsmechanis-
men in vollem Umfange auf sie ausgedehnt würden. Zum einen erhalten 
Gruppen- und Verbandsrepräsentanten Mitentscheidungsbefugnisse in kon-
dominial zusammengesetzten Entscheidungskollegien. Zum anderen bewirkt 
die staatlich-gruppenpluralistische Willensbildungs- und Entscheidungsstruk-
tur, daß die Ausübung von dem Staat zugerechneten Herrschaftsbefugnissen 
gleichsam gesamthänderisch erfolgt;  nicht der unter Verantwortungsgesichts-
punkten unproblematische Weg der Ausgliederung einer Aufgabe aus dem 
Staat und der Überantwortung dieser Aufgabe an einen in der Gesellschaft 
wurzelnden Verband wird gewählt, sondern der intrikate, eine Vielzahl von 
Steuerungs-, Kontroll- und Verantwortungsproblemen aufwerfende  Weg 
eines gleichberechtigten Zusammenwirkens staatlicher und nicht-staatlicher 
Funktionsträger, die unterschiedlichen Funktionsordnungen entstammen und 
unterschiedlichen Ermächtigungs- und Rechenschaftsregimen unterstehen. 

3. Im Mittelpunkt der verfassungsrechtlichen  Problematik steht die Frage 
nach den grundgesetzlichen, namentlich demokratischen, Vorgaben für das 
Verwaltungsorganisationsrecht im allgemeinen und die Funktionseinheiten 
der Kondominialverwaltung im besonderen. In polarisierender Vereinfachung 
ließe sich die Alternative wie folgt formulieren:  Erscheint die staatsorganisa-
torisch wirksame Ergänzung der demokratischen „Wahl-Legitimität" durch 
„demokratische Partizipation"7 nicht geradezu als ein verfassungskräftiges 
Gebot verwaltungsorganisatorischer  Öffnung  der Staatsverwaltung für gesell-
schaftliche Einflüsse? Oder ist, im Gegenteil, daran festzuhalten, daß einem 
„unerwünschten Pluralismus in der Staatsverwaltung"8, der zur Zersplitterung 
der vollziehenden Gewalt und in letzter Konsequenz zur Auflösung des Staa-
tes führen könne,9 aus verfassungsrechtlichen  Gründen mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln zu wehren ist? Lassen sich gruppenpluralistische Teilhabe-
formen an der Ausübung von Staatsgewalt durch das Demokratieprinzip oder 
aber zumindest gegenüber dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes recht-
fertigen, oder aber stellen sie letztlich nichts anderes als eine „verfassungswid-
rige Okkupation demokratisch legitimierter Zuständigkeiten"10 dar? - Damit 

7 So H.-J.  Menzel,  Legitimation staatlicher Herrschaft  durch Partizipation Privater?, 
1980, passim (bes. S. 80ff.,  88 und 216). 

8 H. Loening,  DVB1 1954, 173 (180). 
9 Zur Gefahr einer „modernen Polykratie" siehe E. R. Huber,  Selbstverwaltung in 

der Wirtschaft,  1958, S.55f. (Nachw.). 
1 0 So K.  Stern,  Staatsrecht 1,21984, S. 971. 


